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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Abfälle

Im Berichtsjahr gaben die Kommissionen für Umwelt, Raumplanung und Energie der
beiden Räte einer parlamentarischen Initiative Bourgeois (fdp, FR) zur Bekämpfung des
Litterings Folge. Der Anstoss verlangt die Verstärkung der Massnahmen gegen das
Liegenlassen von Abfällen, wozu er Littering mit einer festzulegenden Mindestbusse
belegen will. Der Bundesrat ist nun mit der Ausarbeitung einer entsprechenden
Botschaft betraut. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.10.2013
MARLÈNE GERBER

Ein Gesetzesentwurf, welcher das Anliegen einer Folge gegebenen parlamentarischen
Initiative von Jacques Bourgeois (fdp, FR) aufnehmen wollte, fand im erstberatenden
Nationalrat auf Anraten einer bürgerlichen Kommissionsminderheit keine Zustimmung
und wurde somit erledigt. Der Initiant und Bauernverbandsdirektor Bourgeois störte
sich an den zunehmenden Picknick-Abfällen auf dem Land, die auch eine Gefahr für die
Gesundheit der Tiere darstellen können, und verlangte deswegen, Littering mit einer
Busse zu belegen. Eine solche Busse auf das Liegenlassen kleiner Mengen an Abfall
hätte nun mit einer Änderung des Umweltgesetzes festgelegt werden und mindestens
CHF 100 und maximal 300 CHF betragen sollen. Ferner sollte auch die fehlerhafte
Entsorgung grosser Mengen an Siedlungsabfällen unter Strafe gestellt werden. In der
Vernehmlassung war die Vorlage mit einer national einheitlichen Ordnungsbusse noch
auf mehrheitliche Zustimmung gestossen; 42 von 69 Vernehmlassungsteilnehmenden
hatten die Vorlage grundsätzlich begrüsst, 18 explizit abgelehnt. Ferner erwähnten 18
Kantone, dass sie bereits über kantonale Regelungen zur Bestrafung des Litterings
verfügten (die mit der eidgenössischen Regelung hinfällig geworden wären). Auch der
Bundesrat hatte seine Zustimmung zur Litteringbusse geäussert, auch wenn einer
solchen Busse eher eine Signalwirkung zukomme: Es werde bei Annahme des Entwurfs
nicht eine „flächendeckende Litteringpolizei" aufgestellt und die Kantone und Städte
müssten zusätzliche, nicht-repressive Massnahmen zur Bekämpfung von Littering
einsetzen. Eine Ordnungsbusse hätte aber den Effekt, dass der Gesellschaft klar gesagt
werde, was nicht erlaubt sei. Im Nationalrat zeigte zwar auch die
Kommissionsminderheit Verständnis für das Littering-Problem, bezweifelte jedoch die
Wirksamkeit einer Ordnungsbusse und appellierte stattdessen an gesellschaftliche
Aufklärung. Ferner störte sie sich an der Ausweitung der Vorlage auf Siedlungsabfälle,
die nichts mit der vom Initianten thematisierten Problematik zu tun hätten. Nach einer
hitzigen Diskussion obsiegte die Kommissionsminderheit mit insgesamt 96 zu 86
Stimmen aus allen Lagern. Während GLP und Grüne beinahe einstimmig für Eintreten
votierten – unterstützt durch eine Grossmehrheit der SP-Fraktion und eine knappe
Mehrheit der CVP/EVP-Fraktion – stimmte je ungefähr 70% der FDP- und SVP-Fraktion
für Nichteintreten. Auch die BDP machte sich mit einer Ausnahme für Nichteintreten
stark. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2016
MARLÈNE GERBER

Mittels einer Motion forderte Jacques Bourgeois (fdp, FR) wirkungsvolle
Fördermassnahmen gegen Littering, wobei zwischen städtischem und ländlichem
Raum differenziert werden solle. Bourgeois störte sich vor allem an den weggeworfenen
Aluminiumdosen, welche in ländlichen Gebieten ein grosses Problem darstellten, da
diese von weidenden Kühen gegessen werden können. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, woraufhin der Nationalrat der Annahme in der Wintersession
2019 diskussionslos zustimmte. 3

MOTION
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jacques Bourgeois (fdp, FR) forderte im März 2020 einen Bericht zum Thema
Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft. Der Bundesrat solle im Bericht unter
anderem bereits ergriffene sowie geplante Massnahmen auflisten, die der
Abfallvermeidung (von beispielsweise Baumaterialien, Metallen, nicht mehr
geniessbaren Lebensmitteln, Kunststoffen und Textilien) und der Förderung der
Kreislaufwirtschaft dienten. Auch sollten Informationen, die Privaten und Unternehmen
dazu dienen, Abfälle vermehrt zu vermeiden, in den Bericht einfliessen. Der Bundesrat

POSTULAT
DATUM: 05.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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beantragte die Annahme des Postulats und fügte an, dass er dieses gegebenenfalls
zusammen mit dem Postulat Munz (sp, SH; Po 20.3090) erfüllen werde. Der Nationalrat
nahm das Postulat in der Sommersession 2020 stillschweigend an. 4

Im Juni 2020 sprach sich auch die kleine Kammer für wirksame Massnahmen gegen
Littering aus und nahm die Motion Bourgeois (fdp, FR) an. Die UREK-SR hatte davor
einstimmig für die Annahme der Motion votiert. 
Im Plenum erläuterte Thomas Minder (parteilos, SH), dass ein hohes Pfand, etwa auf
Dosen oder PET-Flaschen, wohl die effektivste Lösung wäre, um das Littering-Problem
anzugehen. Allerdings habe sich der Handel dagegen ausgesprochen. Bussen zu
verteilen sei wenig sinnvoll, da kaum je ein Polizist neben der fehlbaren Person stehe.
Minder sah deshalb pessimistisch in die Zukunft und richtete die Frage nach der
wirksamsten Lösung an Bundesrätin Simonetta Sommaruga. Diese erwiderte, dass die
Verwaltung nur das umsetzen könne, was das Parlament entscheide, und dieses habe in
letzter Zeit recht wenig unternommen, um das Problem wirksam anzugehen. Auch sie
äusserte sich eher pessimistisch und erwartete kaum, dass mit der Umsetzung der
vorliegenden, sehr offen formulierten Motion das Littering aus der Welt geschafft
werden könne. 5

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Martina Munz (sp, SH) forderte den Bundesrat im März 2020 auf, in einem Bericht
aufzuzeigen, wie Baumaterialen besser wiederverwendet werden können, um damit
die Errichtung von neuen Bauschutt-Deponien zu vermeiden und die Umweltbelastung
zu mindern. Munz fügte an, dass mit den vielen Deponien bekanntlich Konflikte um
Boden-, Wald-, Natur- und Heimatschutz einhergingen. Diese müssten vermieden
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und fügte an, dass er
dieses gegebenenfalls zusammen mit dem Postulat Bourgeois (fdp, FR; Po. 20.3063)
erfüllen werde. Die grosse Kammer nahm das Postulat in der Sommersession 2020
stillschweigend an. 6

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Johanna Gapany (fdp, FR) reichte im Dezember 2020 ein Postulat ein, mit welchem sie
den Bundesrat aufforderte, einen Bericht zur Weiterentwicklung des Abfallrecyclings
vorzulegen. Der Bundesrat solle in diesem Bericht aufzeigen, «wie sich bestehende und
zukünftige Recyclingunternehmen in der Schweiz entwickeln können.» Gapany ging es
in ihrem Vorstoss darum, die Weiterentwicklung von Recyclingunternehmen, und somit
eines wichtigen Teils der Kreislaufwirtschaft, mit den gesetzlichen Bestimmungen zur
Raumplanung – insbesondere zur Zonenplanung – in Einklang zu bringen. So solle aus
dem Bericht hervorgehen, in welcher Nutzungszone sich Recyclingbetriebe befinden
müssten, damit sie weiter wachsen können. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Er wolle die gewünschte Evaluation
bei Annahme des Postulates in den Bericht zu den bereits angenommenen Postulaten
Bourgeois (fdp, FR; 20.3062), Munz (sp, SH; 20.3090) und Clivaz (gp, VS; 20.3727)
integrieren.
Der Vorstoss wurde vom Ständerat in der Frühjahressession 2021 stillschweigend
angenommen. 7

POSTULAT
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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